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1 Arbeitsmarktflexibilisierung in der Diskussion

Die Flexibilisierung der Beschäftigungssysteme ist bei uns,
aber auch in den benachbarten europäischen Industrieländern

in aller Munde. Zurückzuführen ist dies zu allererst auf die
Beschäftigungsmisere in Westeuropa, die nach wirksamen
Lösungsansätzen verlangt. Aber darüber hinaus gibt es mit
den turbulenter gewordenen, wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen einen weiteren wichtigen Grund, der die Flexibilisie-
rungsdebatte in das Blickfeld des öffentlichen Interesses ge-
rückt hat. Auslösende Faktoren für diese Entwicklung sind
Globalisierungstendenzen, vielfältigere Konsumentenwün-
sche, die Beschleunigung des sektoralen Strukturwandels so-
wie zunehmende Schwankungen von Produktion oder Nach-
frage. Das Flexibilisierungsthema spielt nicht nur in den be-
schäftigungspolitischen Diskussionen auf nationaler Ebene
eine herausragende Rolle, sondern auch internationale Orga-
nisationen nehmen sich mehr und mehr dieser Fragestellung
an. Der vielbeachteten OECD-„Beschäftigungsstudie“ aus
dem Jahr 1994 lag die Überlegung zugrunde, daß die Zukunft
der europäischen Industrieländer vor allem davon abhänge,
inwieweit es gelingen wird, die Anpassungsfähigkeit der
Volkswirtschaft zu erhöhen und innovative Kapazitäten zu
stärken (vgl. OECD 1994). Damit auch der Arbeitsmarkt die-
sen Erfordernissen Rechnung trage, schlug die OECD vor, ein
günstigeres Klima für die Entfaltung der unternehmerischen
Initiative zu schaffen, die Arbeitszeiten stärker zu flexibili-
sieren, beschäftigungshemmende Schutzbestimmungen zu
reformieren und – insbesondere durch Beseitigung von ge-

Flexibilisierung und Regulierung des Beschäftigungssystems:
Optionen und Effekte
Ulrich Walwei*

1. Angesichts der massiven Beschäftigungskrise in den europäischen Industrieländern rückt das Thema Arbeitsmarktflexibilität
mehr und mehr in den Blickpunkt des öffentlichen Interesses. Möglicher Flexibilisierungsbedarf ist aber nicht nur in den Berei-
chen Arbeitskosten, Arbeitszeiten und arbeitsrechtlicher Schutz zu sehen, sondern auch im Hinblick auf funktionale Aspekte,
wie z.B. innerbetriebliche Mobilität der Beschäftigten oder die notwendige Weitergabe von Kenntnissen und Fähigkeiten.

2. Die Lohnpolitik muß sich noch stärker ihrer beschäftigungspolitischen Verantwortung stellen. Mehr Spielraum für eine – von
den Sozialpartnern legitimierte – Lohnflexibilisierung wäre wünschenswert, weil dadurch eine an Beschäftigungszielen orien-
tierte, differenzierte Anpassung der Lohnkosten bei konjunkturell und/oder strukturbedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten
der Unternehmen möglich gemacht würde. Als Ansatzpunkt dafür kämen vor allem erfolgsabhängige Entlohnungskomponen-
ten in Betracht, von denen stärker Gebrauch gemacht werden könnte. Darüber hinaus geht es um Maßnahmen zur Begrenzung
der lohnabhängigen Sozialabgaben und damit zur Entlastung der Kosten des Faktors Arbeit (v.a. in Form einer stärkeren Steuer-
finanzierung der sozialen Sicherung).

3. Beschäftigungspolitisch von besonderem Interesse ist die Kombination von Arbeitszeitflexibilisierung und Arbeitszeitver-
kürzung. Arbeitszeitflexibilisierung kann beachtliche Potentiale für beschäftigungsschaffende Maßnahmen der Arbeitszeitver-
kürzung schaffen. Verkürzungspotentiale gäbe es bei der Einführung innovativer Schichtmodelle hinsichtlich der durchschnitt-
lichen Wochenarbeitszeit, beim Einsatz von flexiblen Jahresarbeitszeitmodellen durch Verringerung oder gar Vermeidung von
Überstunden oder bei einer Ausdehnung der Betriebsnutzungszeiten durch die Schaffung neuer Teilzeitarbeitsplätze.

4. Das Verhältnis von Stabilität und Flexibilität im Beschäftigungssystem läßt sich am Beispiel des Kündigungsschutzes ver-
deutlichen. Dabei ist grundsätzlich zu beachten, daß Stabilität in einem Teilbereich der Arbeitsbeziehungen, z.B. in Form des
Kündigungsschutzes, Flexibilität in anderen Teilbereichen voraussetzt, z.B. hinsichtlich der Arbeitszeiten und/oder der Löhne.
Beschäftigungspolitisch fatale Konsequenzen hätten insofern gänzlich starre Arbeitsbeziehungen. Andererseits ist zu bedenken,
daß andere Flexibilitätsbereiche, z.B. ein multifunktionaler Einsatz von Arbeitskräften,  stabile Rahmenbedingungen  voraus-
setzen. 

5. Sog. „atypische Beschäftigung“ (z.B. Teilzeit-, Heim-, Leiharbeit)  kann, muß aber nicht prekären Charakter haben. Verbote
wären insofern absurd und lebensfremd. In modernen Industriegesellschaften kommt es darauf an, daß der institutionelle Rah-
men das Zustandekommen der erwünschten, freiwilligen Vereinbarung atypischer Erwerbsformen fördert oder zumindest nicht
behindert. Eine wichtige Voraussetzung hierfür wäre eine möglichst weitgehende rechtliche Gleichstellung der atypisch Be-
schäftigten mit den sog. „Normalbeschäftigten“. Das Prinzip lautet also nicht Ausgrenzung, sondern möglichst weitgehende In-
tegration dieser Erwerbsformen in das Beschäftigungssystem als Brücke zu „normaler“ Beschäftigung.

6. Grundsätzlich ist die Flexibilität der Arbeitsverhältnisse notwendige Voraussetzung dafür, daß sich Unternehmen und Ar-
beitskräfte an veränderte unternehmensinterne und -externe Herausforderungen anpassen können, damit bestehende Arbeits-
verhältnisse neu gestaltet oder aufgelöst sowie neue begründet werden können. Dabei kann es nicht pauschal um maximale Ar-
beitsmarktflexibilität gehen, sondern um eine wohlbedachte Modernisierung der den Arbeitsmarkt beeinflussenden Institutio-
nen und Regulierungen.

* Dr. Ulrich Walwei ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des IAB. Der Beitrag
liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors.
Größere Teile dieses Artikels basieren auf einer Kurzstudie für die Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Buenos Aires mit dem Titel „Flexibilisierung und Re-
gulierung des Arbeitsmarktes: Erfahrungen und Optionen“, die in der Rei-
he „PROSUR“ in spanischer Sprache veröffentlicht worden ist. Ich danke
der Friedrich-Ebert-Stiftung für die Möglichkeit, das deutsche Ausgangs-
manuskript für diesen Beitrag weiterverwenden zu dürfen.



setzlichen und tarifvertraglichen Mindestlohnbestimmungen
– eine größere Flexibilität der Lohn- und Arbeitskosten zu
ermöglichen.

In ihrem Weißbuch zum Thema „Wachstum, Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung“ mahnt auch die Kommission
der Europäischen Union (1993) umfassende Reformen der
Beschäftigungssysteme in Europa an. Allerdings klingen die
Empfehlungen aus Brüssel  moderater. Obwohl auch von der
Europäischen Kommission Flexibilisierungsbedarf in den
Bereichen Arbeitskosten, Arbeitszeiten und arbeitsrechtli-
cher Schutz gesehen wird, richten sich die Empfehlungen ne-
ben diesen – vor allem die numerische Flexibilität betreffen-
den – Aspekten insbesondere auf Fragen der Verbesserung der
betriebsinternen, funktionalen Flexibilität. Darunter versteht
man ein möglichst optimales Management der Humanres-
sourcen seitens der Unternehmen. Angesprochen sind dabei
Aspekte wie die berufliche Mobilität der Arbeitskräfte, aus-
reichende Investitionen in das betriebliche Humankapital, lei-
stungsbezogene Lohnanreize und mehr Arbeitszeitsouverä-
nität der Beschäftigten. 

Eine der zentralen Fragestellungen dieses Beitrages wird da-
her sein, welche Wechselwirkungen zwischen unterneh-
mensexterner und -interner Flexibilität bestehen können. Be-
vor darauf anhand konkreter Beispiele, wie Löhne, Arbeits-
zeit, Kündigungsschutz sowie atypische Beschäftigungsfor-
men eingegangen wird, sollen vorab die am häufigsten ge-
nannten, allgemeinen Pro und Contras einer stärkeren Flexi-
bilisierung des Beschäftigungssystems gegenübergestellt und
danach dargelegt werden, was unter Flexibilität bzw. Rigidität
des Beschäftigungssystems zu verstehen ist.

Nach Auffassung von Flexibilisierungsbefürwortern stehen
dem dynamischen Prozeß des Wirtschaftens und der Technik-
entwicklung starre Institutionen und Regulierungen auf dem
Arbeitsmarkt gegenüber. Betont wird bei dieser Kritik vor al-
lem die durch Regulierungen verursachte Einschränkung des
Anpassungspotentials der Arbeitsmarktakteure sowie der
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes insgesamt. Im einzel-
nen werden Arbeitsmarktregulierungen, die im Sinne von
Flexibilitätsbeschränkungen interpretiert werden, eine Reihe
negativer Effekte zugeschrieben (vgl. hierzu z.B. Siebert
1995):

– In einem marktwirtschaftlichen System seien  Schutzregu-
lierungen und Rentabilitätsgesichtspunkte unvereinbar, weil
Unternehmen nicht mehr frei über den produktivsten Einsatz
der Arbeitskräfte entscheiden könnten.

– Regulierungen behinderten den strukturellen Wandel der
Volkswirtschaft. Dies wird damit begründet, daß mangelnde
Flexibilität zu wirtschaftlichen Belastungen führe, die insbe-
sondere in Zeiten eines Anpassungsdrucks an sich verän-
dernde ökonomische Rahmenbedingungen notwendige Ver-
änderungen bremsen und damit Wachstumsverluste zur Fol-
ge haben könnten.

– Mangelnde Arbeitsmarktflexibilität durch zu weitgehende
Schutzbestimmungen würde auch zu einer Erhöhung der Ar-
beitsplatzkosten führen, z.B. wenn Maschinenlaufzeiten be-
grenzt würden und somit betriebliche Kapazitäten nur einge-
schränkt nutzbar wären oder wenn aufgrund eines zu weitge-
henden Kündigungsschutzes notwendige Entlassungen er-
schwert und Einstellungen behindert würden.

– Schließlich könnten Schutzregelungen die „Gerechtigkeit
der Arbeitsplatzverteilung“ beeinträchtigen. Vom Arbeitneh-
merschutz  würden nur beschäftigte Arbeitnehmer (sog. „In-

sider“) profitieren. Die Wiedereingliederungschancen er-
werbsloser Arbeitnehmer (sog. „Outsider“) würden dagegen
sinken, weil Betriebe bei Einstellungsentscheidungen die zu
erwartenden Kosten des Schutzes antizipieren.

Aufgrund der geschilderten negativen Auswirkungen man-
gelnder Arbeitsmarktflexibilität befürworten Kritiker eine
umfassende Deregulierung mit dem Ziel, „mehr Markt am Ar-
beitsmarkt“ zu schaffen. Konkret soll Deregulierung eine Si-
tuation herbeiführen, die Selbstbestimmung der Arbeits-
marktakteure ermöglicht und deren Anpassungsfähigkeit er-
höht. Bestimmend wären danach die von den beteiligten Ak-
teuren gewollten und einzelvertraglich vereinbarten Rege-
lungen und nicht – oder nur weniger – staatlich und tarifver-
traglich oktroyierte Verhaltensvorschriften. Im Interesse des
Beschäftigungsziels steht bei den Deregulierungsforderun-
gen die Stimulierung der Arbeitsnachfrage im Vordergrund.
Unternehmen sollen sich schneller an sich ständig ändernde
wirtschaftliche Gegebenheiten anpassen können. 

Aus der sog. „Property-Rights-Theorie“ ist bekannt, daß Re-
gulierungen Verfügungsrechte auf spezifische Weise zuord-
nen. Dem Verfügungsrecht einer Gruppe (z.B. bestimmten
Arbeitnehmerschutzrechten) steht eine Verfügungsbeschrän-
kung einer anderen Gruppe (z.B. Beschränkung der unter-
nehmerischen Entscheidungsfreiheit) gegenüber (vgl. hierzu
ausführlich Weise u.a. 1991: 405 ff.). Wird also mit der De-
regulierung auf dem Arbeitsmarkt in erster Linie eine Aus-
weitung unternehmerischer Verfügungsrechte intendiert,
kann dies mit Rechtsverlusten für bestimmte Gruppen von
Arbeitnehmern einhergehen. Je nach Maßnahme können be-
reits Beschäftigte oder nur neu eingestellte Arbeitnehmer von
solchen Rechtsverlusten betroffen sein. Deshalb sind Vor-
schläge in Richtung einer stärkeren Flexiblisierung des Ar-
beitsmarktes in hohem Maße umstritten und werden kontro-
vers diskutiert. So betonen Gegner einer Deregulierung die
herausragende Bedeutung des Arbeitnehmerschutzes für die
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes: 

– Arbeitsrechtliche Regelungen trügen der Schutzbedürftig-
keit des Arbeitnehmers Rechnung. Ein Abbau der Schutzre-
gelungen würde das Beschäftigungsrisiko in stärkerem Maße
auf die Arbeitnehmer abwälzen, z.B. begünstige Deregulie-
rung das Entstehen von unstetigen und labilen Beschäfti-
gungsverhältnissen zu Lasten des sog. „Normalarbeitsver-
hältnisses“.

– Arbeitsrechtliche Regelungen würden sich positiv auf die –
für das gemeinsam zu erzielende Produktionsergebnis – be-
deutsame Kooperation zwischen den Arbeitsmarktparteien
auswirken. Darüber hinaus hätte fehlender Arbeitnehmer-
schutz negative Konsequenzen für die Arbeitsbeziehungen
(z.B. häufigere Streiks, geringere Konzessionsbereitschaft
seitens der Arbeitnehmervertretungen) und damit den sozia-
len Frieden in den Betrieben. 

Als Fazit dieser Diskussion läßt sich festhalten, daß sich die
Positionen von Deregulierungsbefürwortern und -gegnern of-
fenbar diametral gegenüberstehen. Die so geführte Kontro-
verse verkennt aber, daß mehr Flexibilität der Beschäfti-
gungssysteme durchaus wechselseitige Vorteile für die betei-
ligten Akteure mit sich bringen kann. Dabei kommt es aber
darauf an, was konkret flexibilisiert wird und wie dies im ein-
zelnen geschieht.

2 Flexibilität und Rigidität des Beschäftigungssystems

Arbeitsmarktflexibilisierung hat eine Makro- und eine Mi-
krodimension. Flexibilität auf der Makroebene beschreibt
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nichts anderes als die Funktionsfähigkeit des Beschäftigungs-
systems. Sie wäre gegeben, wenn der Arbeitsmarkt ausgegli-
chen wäre. Ein ausgeglichener Arbeitsmarkt heißt aber nicht,
daß Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage permanent im
Gleichgewicht sein müssen. Einerseits nehmen Arbeitsplatz-
suche und Stellenbesetzungsprozesse immer etwas Zeit in
Anspruch. Suchbedingte Friktionen sorgen also immer für
eine bestimmte Zahl an offenen Stellen und Arbeitslosen. An-
dererseits ist der Arbeitsmarkt den üblichen konjunkturellen
Schwankungen ausgesetzt, die in der Rezession zu Arbeits-
losigkeit und im Boom zu Arbeitskräfte- (und Fachkräfte)-
mangel führen können.

Die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes auf der Makro-
ebene wäre jedoch beeinträchtigt, wenn strukturelle Fehlent-
wicklungen auftreten würden, sei es, daß – wie in vielen In-
dustrieländern – über einen längeren Zeitraum hohe Arbeits-
losigkeit fortdauert, oder sei es, daß akuter Fachkräftemangel
gegeben ist, weil es generell an Arbeitskräften fehlt oder es
an speziellen Qualifikationen mangelt. Einig ist man sich al-
lenthalben, daß die Makroflexibilität des Beschäftigungssy-
stems verbessert werden muß, nicht aber, wie dies geschehen
soll.

Ein Schlüssel zur Lösung der Makroprobleme wird häufig in
mehr Flexibilität auf der Mikroebene gesehen. Dabei geht es
vor allem um die Anpassungsfähigkeit der Unternehmen im
Bereich der betrieblichen Personalpolitik auf der einen Seite
und um die Lebensbedürfnisse der Beschäftigten (bzw. Ar-
beitsuchenden) auf der anderen Seite. Die Kernfragen der Fle-
xibilisierungsdiskussion wären somit: Wie flexibel müssen
die Beschäftigungsverhältnisse auf der Mikroebene sein, da-
mit nicht Probleme auf der Makroebene entstehen (bzw. nicht
beseitigt werden können)? Wie kann Flexibilität auf der Mi-
kroebene gestaltet werden, damit nicht soziale Probleme und
Kontroversen auftreten?

Dabei ist zunächst zu klären, was eigentlich unter Flexibilität
von Beschäftigungsverhältnissen zu verstehen ist. Beschäfti-
gungsverhältnisse setzen sich aus einer ganzen Reihe von Ele-
menten (z.B. Fragen des Lohns, der Arbeitszeiten oder auch
der Beschäftigungssicherheit) zusammen. Die den Bestand-
teilen des Arbeitsverhältnisses zugrundeliegenden Regelun-
gen sind Gegenstand von Individualabsprachen, Kollektiv-
vereinbarungen und Gesetzen. Die betreffenden Regelungen
können dabei eher flexibel oder eher rigide ausgestaltet sein,
wie die nachfolgende Übersicht anhand konkreter – im nach-
folgenden Text eingehend behandelter – Beispiele aufzeigt:

Das Schema in der Übersicht erlaubt sowohl eine Beurteilung
einzelner Elemente des Beschäftigungsverhältnisses hin-
sichtlich ihres Flexibilitätsgrades als auch eine Einschätzung

der Summe von Flexibilitäten verschiedener Bestandteile.
Aus ökonomischer Sicht ist nachvollziehbar, daß nicht alle
Elemente gleichzeitig starr sein dürfen. Eine offene Frage ist
jedoch, wie flexibel Beschäftigungsverhältnisse sein müssen
oder sein dürfen? Im folgenden sollen anhand der Diskussi-
on konkreter Bestandteile des Beschäftigungsverhältnisses
Möglichkeiten und Grenzen der Arbeitsmarktflexibilisierung
verdeutlicht und denkbare Auswirkungen erörtert werden.

3 Lohnflexibilität

Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit stehen in den europäi-
schen Industrieländern Niveau und Struktur der Arbeitsko-
sten auf dem Prüfstand. Ursache hierfür ist, daß die Löhne
und Personalnebenkosten – gesamtwirtschaftlich gesehen –
neben den Importgüterpreisen als wichtigster Kostenfaktor
anzusehen sind und in Südostasien sowie in Osteuropa Kon-
kurrenz erwachsen ist, die mit deutlich geringeren Arbeits-
kosten operiert.

Internationale Vergleiche der Arbeitskosten im Bereich des
verarbeitenden Gewerbes zeigen Jahr für Jahr, daß West-
Deutschland die höchsten Kosten einer Arbeiterstunde auf-
weist (vgl. Schröder 1995). Hier lohnt sich aber eine diffe-
renziertere Betrachtung hinsichtlich der Struktur der Arbeits-
kosten (als Summe des Lohnes und der Personalnebenko-
sten). So liegt beispielsweise West-Deutschland bei den Stun-
denlöhnen im verarbeitenden Gewerbe nicht einmal an der
Spitze. Der Grund für die Spitzenposition West-Deutschlands
liegt vielmehr in den höchsten, absoluten Personalnebenko-
sten (z.B. werden die Renten-, Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung nahezu ausschließlich durch lohnbezogene Ar-
beitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge finanziert). Generell ist
aber bei dieser Art von Vergleichen anzumerken, daß die in
DM bewerteten Arbeitskosten durch z.T. erhebliche Wech-
selkursverschiebungen (der DM gegenüber anderen Währun-
gen) überlagert werden. Die absolute Höhe der Arbeitskosten
ist deshalb nur bedingt als Wettbewerbsindikator geeignet,
weil diese allein noch nichts darüber aussagt, was und wie-
viel je Zeiteinheit produziert wurde. Wichtiger für die Beur-
teilung der Wettbewerbsfähigkeit sind insofern die Lohn-
stückkosten und insbesondere deren Entwicklung im Ver-
gleich zu konkurrierenden Volkswirtschaften. Aber selbst re-
lativ hohe Lohnstückkosten (wie in den meisten europäischen
Industrieländern) wären allein noch kein Wettbewerbsnach-
teil, wenn die objektiv nur schwer meßbare Qualität (einschl.
von Aspekten wie z.B. Liefertreue, after-sale-service, Ersatz-
teilgarantie) der produzierten Güter und Dienstleistungen
höhere Arbeitskosten rechtfertigen würde.

Generell ist der Zusammenhang von Löhnen und Beschäfti-
gung außerordentlich komplex. Eine relativ einfache Antwort
liefern liberale Ansätze, die Arbeitslosigkeit vornehmlich
durch zu hohe Löhne erklären. Konsequenterweise kann
dann, dieser Sichtweise zur Folge, Beschäftigung nur erhöht
bzw. Arbeitslosigkeit nur verringert werden, wenn die
Reallöhne gesenkt werden. Voraussetzung für Vollbeschäfti-
gung wäre somit eine möglichst freie Lohnbildung. Gibt es
aber bei der Lohnbildung Einschränkungen (z.B. durch Fest-
setzung staatlicher oder tarifvertraglicher Mindestlöhne),
werden diese als Einstellungshemmnisse interpretiert. Leid-
tragende einer fehlenden Außenseiterkonkurrenz seien da-
nach vor allem die Zielgruppen des Arbeitsmarktes (sog.
„Mindestlohnarbeitslosigkeit“). Zu hohe Reallöhne könnten
darüberhinaus auch zu einer niedrigen Kapitalrentabilität bei-
tragen und in der Folge zum Ausbleiben arbeitsplatzschaf-
fender Investitionen führen (sog. „Kapitalmangelarbeitslo-
sigkeit“).
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Trotz der vordergründigen Plausibilität dieses Ansatzes und
seiner Hypothesenbildung sind aber begründete Zweifel an
seiner Allgemeingültigkeit anzumelden. Neuere Arbeits-
markttheorien (z.B. Such-, Transaktions-, Kontrakt- und Ef-
fizienzlohntheorien) befassen sich mit ökonomischen Be-
gründungen für v.a. nach unten inflexible Löhne. Die Argu-
mente lassen sich wie folgt zusammenfassen: Löhne, die den
„markträumenden“ Wert überschreiten, können sich für die
Unternehmen unter bestimmten Umständen sogar als vorteil-
haft erweisen. Die Betriebe können durch attraktivere Lohn-
angebote aus einem dann größeren und besseren Pool von Ar-
beitskräften geeignete Bewerber auswählen. Sie können
durch eine bessere Bezahlung ihre Fluktuationsrate gering
halten. Schließlich können sie als Gegenleistung für eine gute
Bezahlung eine höhere Leistungsbereitschaft der Beschäftig-
ten erwarten. Auch seitens der empirischen Arbeitsmarktfor-
schung werden vorschnelle Empfehlungen, die auf pauscha-
le Lohnsenkungen zielen, in Frage gestellt (vgl. hierzu u.a.
Schettkat 1993). Das Niveau der Beschäftigung ist das Er-
gebnis verschiedener Faktoren. Neben der Lohnhöhe spielen
beispielsweise die Staatsnachfrage oder auch der Außenhan-
del eine wichtige Rolle. Ansonsten wäre nicht erklärbar, daß
Korrelationen von Beschäftigungs- und Lohnentwicklung
nicht durchgehend den häufig unterstellten negativen Zu-
sammenhang bestätigen. So kann expandierende Beschäfti-
gung mit steigenden Reallöhnen einhergehen und Beschäfti-
gungsschwankungen sind mit relativ konstanten Löhnen ver-
einbar. Darin kommt auch zum Ausdruck, daß Löhne nicht
nur kostenwirksam, sondern auch nachfragewirksam sind. 

Wie im Falle der Beurteilung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit verdienen die Lohnstückkosten auch hin-
sichtlich des Beschäftigungsniveaus besondere Aufmerk-
samkeit. Lohnstückkosten steigen immer dann, wenn nomi-
nelle Lohnsteigerungen über den Produktivitätsfortschritt
hinausgehen. Aus welchem Grund dies geschieht, ob die Ge-
werkschaften lediglich einen Ausgleich für Preissteigerungen
der Vorperioden oder erwartete Preissteigerungen in der lau-
fenden Periode anstreben oder ob sie gar eine Einkommens-
umverteilung zugunsten der Arbeitnehmer erreichen wollen,
ist dabei unerheblich. Gehen also Nominallohnsteigerungen
über die Produktivitätsfortschritte hinaus, so führen steigen-
de Lohnstückkosten nicht nur zu einer Erhöhung des Preisni-
veaus, sondern es kann auch zu Arbeitslosigkeit kommen.
Dies ist vor allem dann zu erwarten, wenn nachhaltige Preis-
steigerungen Anlaß sind für eine restriktive Geldpolitik. Fast
alle westlichen Industrieländer haben in den vergangenen bei-
den Dekaden aus guten Gründen großen Wert auf Preisni-
veaustabilität gelegt. Erkauft wurde diese größere Preisstabi-
lität aber mit hoher Arbeitslosigkeit und einer chronischen
Wachstumsschwäche. Würde man von gewerkschaftlicher
Seite in den Lohnverhandlungen – quasi als Vorleistung – auf
einen vollständigen Inflationsausgleich verzichten, wäre eine
wichtige Voraussetzung für zukünftige,  gesamtwirtschaftlich
kontraproduktive Preissteigerungen entfallen. Verhandelt
werden könnte dann lediglich über die Verwendung des Pro-
duktivitätsfortschritts, der entweder in Form höherer Löhne
den Beschäftigten oder in Form von Arbeitszeitverkürzung
mit oder ohne vollen Lohnausgleich den Erwerbslosen zugute
käme.

Aus beschäftigungspolitischer Sicht wären bei uns und in vie-
len anderen europäischen Industrieländern darüber hinaus
Maßnahmen zur Verringerung der lohnabhängigen Personal-
nebenkosten von großer Bedeutung. Arbeitsplatzschaffende
Impulse hätte sowohl eine generelle Senkung dieser den Fak-
tor Arbeit erhöhenden Kosten als auch eine gezielte Senkung
dieser Abgaben für Geringverdiener, wenn die Schaffung von
mehr Arbeitsplätzen und insbesondere die Bekämpfung der
Strukturalisierung von Arbeitslosigkeit im Vordergrund ste-
hen soll. Vor allem bei dem harten Kern von Langzeitarbeits-
losen und anderen Benachteiligten auf dem Arbeitsmarkt er-
warten die Betriebe zu Recht oder zu Unrecht einen unter-
durchschnittlichen Produktivitätsbeitrag. Mehr Arbeitsplätze
im unteren Produktivitätsbereich würden also v.a. diesen Per-
sonengruppen zugute kommen. Würden Abgabenentlastun-
gen (z.B. im Bereich der Lohnsteuer als auch der Sozialver-
sicherung) vor allem bei den Beziehern niedriger Einkommen
ansetzen, müßten niedrigere Bruttolöhne nicht in gleichem
Umfang zu Nettoeinkommensverlusten führen. Als fiskalpo-
litische Kompensation dafür kämen vor allem indirekte Steu-
ern in Betracht.1 Die Europäische Kommission kommt bei
Modellrechnungen zu einem positiven Ergebnis für den Ar-
beitsmarkt, wenn sie eine stärkere Steuerbelastung des Ener-
gieverbrauchs bei gleichzeitiger Entlastung der Lohnneben-
kosten unterstellt (Kommission der Europäischen Gemein-
schaften 1993: 20f.).

Ein anderer wichtiger Aspekt der „Lohnflexibilität“ betrifft
die Variabilität und Differenzierung der Arbeitseinkommen.
Behauptet wird vielfach eine im Zeitablauf abnehmende Dif-
ferenzierung der Lohnstruktur nach Branchen, Regionen und
Qualifikationen, die den strukturellen Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit mitverursacht habe. Empirisch sind aber die beklag-
ten Nivellierungstendenzen nicht immer sichtbar (vgl. hierzu
Franz 1993). Wesentlich diskussionsfähiger ist insofern das
Argument, ob die bestehenden Lohnstrukturen (z.B. durch
stärker dezentrale Verhandlungen oder auch Öffnungsklau-
seln) nicht noch flexibler werden müßten.

Vorteilhaft wären variablere Löhne, weil dadurch eine diffe-
renzierte Anpassung der Lohnkosten bei konjunkturell und/
oder strukturbedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten der
Unternehmen möglich wäre. Die Kehrseite der gepriesenen
Lohnflexibilität könnte aber sein, daß im wirtschaftlichen
Boom auch auf der Lohnskala nach oben die Anpassung
schneller und reibungsloser gehen würde. Eine größere An-
passungselastizität der Lohnstruktur würde aber in jedem Fall
einen sozialen Konsens voraussetzen. Z.B. könnte man dar-
an denken, Lohnerhöhungen in den Unternehmen, die sich in
der Verlustzone befinden, vorübergehend auszusetzen – un-
ter der Voraussetzung, daß diese Lohnerhöhungen nachgeholt
werden, wenn die Unternehmen die Gewinnschwelle über-
schreiten. Eine andere Möglichkeit zur Steigerung der Lohn-
variabilität wäre eine stärkere Einbeziehung erfolgsabhängi-
ger Entlohnungskomponenten (z.B. im Bereich übertarifli-
cher Leistungen).

Lohnstrukturflexibilität betrifft aber auch die Spreizung der
Arbeitseinkommen. Die Vorteile einer größeren Lohnvarianz
(z.B. nach amerikanischem Vorbild) bestünden darin, daß da-
durch ein stärkerer Leistungsanreiz gegeben wäre und der Ar-
beitsmarkteinstieg für arbeitslose „Outsider“ erleichtert wür-
de. Wesentlicher Nachteil wäre die hohe Wahrscheinlichkeit,
daß Arbeitsplätze entstehen, die lediglich Einkommen nahe
oder sogar unterhalb der Armutsgrenze ermöglichen (sog.
„working poor“). Als Kompromiß kämen partielle Öffnungs-
klauseln in den Lohntarifverträgen in Betracht. Um den Ar-
beitsmarktzugang insbesondere für Langzeitarbeitslose zu er-
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1 Projektionen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung weisen
auf Beschäftigungsgewinne einer Umfinanzierung der aktiven Arbeits-
marktpolitik in Form einer höheren Mehrwertsteuer bzw. Mineralölsteuer
hin (vgl. hierzu ausführlich Barth 1994 und Weeber 1996). Ähnlich positi-
ve Effekte wären zu erwarten, wenn auch in anderen Zweigen der Sozial-
versicherung sog. „versicherungsfremde Leistungen“ durch indirekte Steu-
ern (anstatt durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge) finanziert wür-
den.



leichtern, könnten die Tarifparteien in noch stärkerem Um-
fang sog. „Einsteigertarife“ vereinbaren. Nach einer erfolg-
reichen Einarbeitung der vormals Arbeitslosen wäre dann
aber zumindest der branchenübliche Mindestlohn zu zahlen.

4. Arbeitszeitflexibilität

Arbeitszeitflexibilität hat zwei Dimensionen. Zum einen die
Flexibilisierung der Lage der Arbeitszeiten (insbesondere in
Form einer Verlängerung der Betriebszeiten durch mehr
Abend-, Schicht- und Wochenendarbeit) und zum anderen die
Variabilisierung der Dauer der individuellen Arbeitszeiten
(durch die verschiedenen Formen der Arbeitszeitverkürzung).
Zu fragen ist in diesem Zusammenhang: Kann durch eine stär-
kere Flexibilisierung von Lage und Dauer der Arbeitszeiten
ein wirksamer Beitrag zur Überwindung der Beschäftigungs-
probleme geleistet werden? Wirtschaftlicher Ansatzpunkt von
Maßnahmen zur Flexibilisierung der Lage der Arbeitszeit ist
die intensivere Nutzung betrieblicher Kapazitäten (z.B. durch
eine Verlängerung der Maschinenlaufzeiten oder eine Aus-
dehnung der Dienstleistungszeiten). Der Vorteil dieser Form
der Arbeitszeitflexibilisierung für die Betriebe besteht darin,
daß dadurch die Kapitalstückkosten sinken. Dafür spricht
auch, daß eine größere Anpassungsflexibilität des Arbeits-
kräfteeinsatzes ermöglicht wird. Bekanntlich ist ja die be-
triebliche Realität geprägt durch Schwankungen der Produk-
tion bzw. der Marktnachfrage. Mit Hilfe flexiblerer Arbeits-
zeiten (z.B. im Rahmen von Jahresarbeitszeitmodellen) kann
in Zeiten guter Nachfrage länger und in der wirtschaftlichen
Flaute kürzer gearbeitet werden. Insofern leisten flexible Ar-
beitszeitmodelle auch einen Beitrag zur Senkung der Arbeits-
kosten, denn dadurch können Mehrarbeit und die damit ver-
bundenen Zuschläge ganz oder teilweise entfallen. 

Eine stärkere Entkoppelung von Arbeits- und Betriebszeiten
würde also die Betriebe in doppelter Hinsicht auf der Ko-
stenseite (Senkung der Kapitalstückkosten und der Arbeits-
kosten) entlasten. Als Folge könnten aufgrund der verbesser-
ten Angebotsbedingungen für die Betriebe die Preise für Gü-
ter und Dienstleistungen sinken. Niedrigere Produktpreise
würden dann ihrerseits zusätzliche private und öffentliche
Nachfrage erzeugen, die sich positiv auf die Entwicklung des
Sozialprodukts und damit auch auf die Beschäftigungssitua-
tion niederschlagen würde.2 Während die Richtung dieses Ef-
fekts wohl unbestritten ist, gibt es allerdings unterschiedliche
Einschätzungen über seine mögliche Größenordnung. Ent-
scheidend ist dabei, in welchem Umfang mangelnde Arbeits-
zeitflexibilität die Produktpreise erhöht. Dies kann sich je
nach Konjunkturlage, Branche oder Betriebsgröße sehr un-
terschiedlich darstellen. 

Am bedeutsamsten für die Beschäftigungspolitik erscheint
aber der Zusammenhang von Arbeitszeitflexibilisierung und
Arbeitszeitverkürzung. Es gibt Hinweise darauf, daß Ar-
beitszeitflexibilisierung beachtliche Potentiale für Maßnah-
men der Arbeitszeitverkürzung schafft. Verkürzungspotentia-
le gäbe es bei der Einführung innovativer Schichtmodelle hin-
sichtlich der Wochenarbeitszeit (z.B. bei einer 4-Tage-Woche
mit jeweils 9 Stunden wöchentlicher Arbeitszeit), beim Ein-
satz von Jahresarbeitszeitmodellen durch Verringerung oder
gar  Vermeidung von Überstunden und bei einer Ausdehnung
der Betriebsnutzungszeiten durch die Schaffung zusätzlicher
Teilzeitarbeitsplätze. Generell gilt, daß die Effekte einer in-

dividuellen Arbeitszeitverkürzung in bezug auf die Schaffung
von Arbeitsplätzen und die Verringerung der Arbeitslosigkeit
um so größer wären,

– je umfangreicher die Verkürzung ausfällt (z.B. beim Job-
Sharing);

– je weniger dadurch die Lohnstückkosten ansteigen (z.B. bei
stärkerem Einsatz der Teilzeitbeschäftigung oder von Wo-
chenarbeitszeitverkürzungen ohne Lohnausgleich);

– je geringer die induzierten Produktivitätswirkungen sind
(z.B. in Form von Arbeitsverdichtung oder Rationalisie-
rungsinvestitionen);

– je mehr die Qualifikationen der Neueingestellten den be-
trieblichen Anforderungen entsprechen (z.B. auch unter-
stützt durch flankierende Bildungsmaßnahmen);

– je weniger dadurch das Arbeitsangebot zunimmt (v.a. bei
mehr Halbtagsstellen wird die sog. „Stille Reserve“ akti-
viert).

In der europäischen Arbeitszeitdiskussion steht seit einiger
Zeit ein Thema ganz oben in der Hitliste der beschäftigungs-
politischen Optionen: die Förderung der Teilzeitarbeit (vgl.
zum nachfolgenden: Walwei/Werner 1995). Ihre Ausweitung,
so wird argumentiert, würde mehr Menschen eine Beschäfti-
gung ermöglichen. Von mehr Beschäftigungsmöglichkeiten
könnten schließlich auch die Arbeitslosen profitieren. Das an-
scheinend unaufhaltsame Wachstum dieser Beschäftigungs-
form ist aber nicht nur mit Hoffnungen, sondern auch mit Be-
fürchtungen verbunden. Für eine Förderung der Teilzeitbe-
schäftigung kann es sehr unterschiedliche Motive geben und
es können auch sehr unterschiedliche Bedenken dagegen vor-
gebracht werden, je nachdem ob als Perspektive die Situation
der Beschäftigten, die betrieblichen Belange oder die über-
greifende Arbeitsmarktentwicklung gewählt wird. 

Mehr Teilzeitbeschäftigung kann zunächst einmal Ausdruck
eines veränderten Erwerbsverhaltens sein. Teilzeitarbeit er-
laubt eine bessere Vereinbarkeit von Berufstätigkeit mit an-
deren Aktivitäten wie Familie, Bildung, ehrenamtlicher Ar-
beit und Hobby. Sie kann daneben als Übergangsstufe zwi-
schen zwei Erwerbsstadien gesehen werden: sie kann zu ei-
nem leichteren Einstieg von Berufsanfängern und Berufs-
rückkehrer(inne)n beitragen. Darüber hinaus kann durch Teil-
zeitbeschäftigung am Ende des Erwerbslebens ein gleitender
Übergang in den Ruhestand realisiert werden. Mehr – unfrei-
willige – Teilzeitbeschäftigung mag aber auch ein Anzeichen
sein von fehlenden Beschäftigungsalternativen, insbesonde-
re einem Mangel an Vollzeitarbeitsplätzen.

Das Wachstum der Teilzeitbeschäftigung kann auch eine ver-
änderte betriebliche Personalpolitik reflektieren und erlaubt
eine flexiblere Anpassung der personellen Kapazitäten an die
Bedürfnisse der Produktion bzw. der Kunden im Falle von
Dienstleistungsbetrieben. Durch einen flexiblen Einsatz von
Teilzeitbeschäftigten können daneben teure Überstunden ein-
gespart werden. Betriebe verfolgen mit dem Einsatz von Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnissen aber auch andere Ziele. So
können z.B. durch die Gewährung eines „Teilzeiterziehungs-
urlaubs“ qualifizierte Fachkräfte langfristig an das Unterneh-
men gebunden werden. Eine vorübergehende Ausweitung der
Teilzeitbeschäftigung kann aber auch dazu dienen, auftrags-
bedingte Krisen zu überbrücken. Schließlich wird immer wie-
der auf die höhere Produktivität von Teilzeitbeschäftigten ge-
genüber Vollzeitbeschäftigten hingewiesen. Begründet wer-
den positive Produktivitätseffekte der Teilzeitbeschäftigung
vor allem mit der größeren Ermüdung und häufigeren krank-
heitsbedingten Abwesenheiten von Vollzeitbeschäftigten. Es
gibt aber ebenso Gründe, warum Betriebe nicht oder nur in
geringem Umfang vom Einsatz der Teilzeitbeschäftigung Ge-
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2 Dem wäre allerdings auch gegenzurechnen, daß niedrigere Arbeitskosten
auch niedrigere Einkommen bedeuten, was wiederum die Nachfrage dämpft
usw.



brauch machen, z.B. Probleme der Teilbarkeit von Aufgaben
oder auch ein höherer Koordinations- und Verwaltungsauf-
wand bei einer größeren Beschäftigtenzahl.

Auch unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten ist das Thema
Teilzeitförderung kontrovers. Bei Arbeitskräfteknappheit
wird Teilzeitbeschäftigung als eine Möglichkeit angesehen,
das Arbeitsangebot (z.B. Berufsrückkehrer, Rentner) zu er-
höhen. In der Rezession kann durch Job-Sharing Beschäfti-
gung gesichert und Arbeitslosigkeit verhindert werden. Für
bestimmte Gruppen von Arbeitslosen erleichtert sich durch
mehr Teilzeitangebote der Übergang in die Beschäftigung.
Teilzeitwachstum kann aber auch mit unerwünschten Neben-
wirkungen einhergehen: Wenn Vollzeitarbeitsplätze fehlen,
kann „Teilzeitarbeitslosigkeit“ entstehen. Dies führt zu Phä-
nomenen wie „Zweit-“ oder gar „Drittjobs“. Weiterhin kann
„erzwungene“ Teilzeit wegen der damit verbundenen länge-
ren Freizeit zu noch mehr Aktivitäten in der Schattenwirt-
schaft beitragen.

Initiativen zur Förderung der Teilzeitbeschäftigung benötigen
einen langen Atem, weil ein verändertes Verhalten der Ak-
teure ausschlaggebend ist. Für eine eher langsame Expansion
spricht auch das mit einer Verteilung der Arbeit auf mehr Köp-
fe immer einhergehende Problem der Übereinstimmung von
nachgefragten und angebotenen Qualifikationen. Selbst wenn
die Arbeitsplätze wirtschaftlich teilbar wären, müssen die
Qualifikationen der – zwei oder gar mehr – Beschäftigten auf
den geteilten Arbeitsplatz erst einmal passen.

Nicht nur wegen ihres zu erwartenden, eher langsamen An-
stiegs kann eine Förderung der Teilzeitarbeit nicht als „Wun-
dermittel“ zur nachhaltigen Verringerung der Arbeitslosigkeit
gelten. Eine Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung ginge im-
mer auch – wie die betrieblichen Einsatzmotive nahelegen –
mit einer höheren Produktivität der eingesetzten Arbeit ein-
her. Weichen die neu geschaffenen Teilzeitarbeitsverhältnis-
se hinsichtlich der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit –
wie vielfach von Arbeitnehmerseite gewünscht – nur gering
vom Vollzeitarbeitsverhältnis ab, dann könnte, unter Berück-
sichtigung des induzierten Produktivitätseffektes, der ge-
samtwirtschaftliche Beschäftigungseffekt und damit auch der
Arbeitslosigkeitsentlastungseffekt unter Umständen eher nied-
rig ausfallen. Weichen die zusätzlich geschaffenen Teilzeit-
arbeitsverhältnisse dagegen stärker von der Vollzeit ab, dann
käme es zwar zu mehr Beschäftigung, allerdings, wie auch
das Beispiel des „Teilzeitweltmeisters“ Niederlande zeigt,
nur zu einem Teil über einen Abbau der registrierten Arbeits-
losigkeit, sondern vielmehr über eine Verringerung der sog.
„Stillen Reserve“.

Damit soll keineswegs der Sinn von Initiativen und Kampag-
nen zur Förderung der Teilzeitbeschäftigung in Abrede ge-
stellt werden. Ihr Nutzen liegt aber wohl weniger in einem
Abbau der Arbeitslosigkeit als vielmehr in der Schaffung neu-
er und in der Sicherung bestehender Arbeitsplätze, in der
größeren Wahlfreiheit von Arbeitnehmern, in der Erhöhung
der gesamt- und einzelwirtschaftlichen Produktivität und dem
sozialpolitisch durchaus erwünschten Abbau der sog. „Stillen
Reserve“. In gewissem Umfang kann somit durch mehr Teil-
zeitarbeitsangebote auch der Spaltung der Gesellschaft in
„Arbeitsplatzbesitzer“ und „Nicht-Erwerbstätige“ entgegen-
gewirkt werden.

5 Kündigungsschutz und Beschäftigungssicherheit 

Die Fragestellung dieses und des nächsten Abschnittes wird
sein, ob es durch weniger gesetzlichen Kündigungsschutz

mehr Arbeitsplätze geben könnte (vgl. zum nachfolgenden:
Büchtemann/Walwei 1996). Zunächst müssen wir unter-
scheiden zwischen Beschäftigungssicherheit im weiteren
Sinne und im engeren Sinne. Als Beschäftigungssicherheit im
weiteren Sinne versteht man einen umfassenden Bestands-
schutz. Zum Bestand des Beschäftigungsverhältnisses zählen
neben der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses auch der
Lohn, die Arbeitszeiten und die Arbeitsbedingungen. Be-
schäftigungssicherheit im engeren Sinne umfaßt lediglich die
Dauerhaftigkeit der Arbeitsverhältnisse. Dabei ist zu beach-
ten, daß Stabilität in einem Teilbereich, z.B. hinsichtlich der
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses, Flexibilität in ande-
ren Teilbereichen voraussetzen kann, z.B. hinsichtlich der Ar-
beitszeiten oder der Entlohnung. Fatal wären insofern gänz-
lich starre Arbeitsverhältnisse. Andererseits sind bestimmte
Flexibilitäten, z.B. ein multifunktionaler Einsatz von Ar-
beitskräften, nur unter stabilen Rahmenbedingungen denkbar. 

Beschäftigungssicherheit hat sowohl einen Makrobezug als
auch eine Mikrodimension. Beschäftigungssicherheit auf der
Makroebene betrifft die Wahrscheinlichkeit, generell be-
schäftigt zu sein und zu bleiben. Sie schließt somit die Mög-
lichkeit ein, nach einem Arbeitsplatzverlust erneut eine (ver-
gleichbare) Beschäftigung zu finden. Beschäftigungssicher-
heit auf der Mikroebene betrifft dagegen lediglich die Wahr-
scheinlichkeit, beim aktuellen Arbeitgeber eine Beschäfti-
gung zu behalten. Sie schließt nicht unbedingt Arbeitsplatz-
sicherheit ein, denn sie kann ggf. auch durch eine betriebsin-
terne Umsetzung sichergestellt werden. Makro- und Mikro-
beschäftigungssicherheit bedingen sich jedoch gegenseitig.
Bei günstiger Arbeitsmarktsituation ist die Makrobeschäfti-
gungssicherheit relativ hoch und die Mikrobeschäftigungssi-
cherheit ist sowohl mit geringen Kosten für die Betriebe als
auch – aufgrund der Verfügbarkeit alternativer Arbeitsplät-
ze – mit geringerem Nutzen für die Beschäftigten verbunden. 

Zu unterscheiden ist auch zwischen de facto Beschäftigungs-
sicherheit und institutioneller Beschäftigungssicherheit. Un-
ter de facto Beschäftigungssicherheit fallen bestimmte impli-
zite Vereinbarungen. Es ist eine auffällige Beobachtung, daß
trotz fehlender vertraglicher Regelungen die Arbeitnehmer
(z.B. in bestimmten Großbetrieben mit beamtenähnlichen Be-
schäftigungsverhältnissen) ein hohes Maß an faktischer Be-
schäftigungssicherheit genießen können. Institutionelle Be-
schäftigungssicherheit basiert dagegen entweder auf einzel-
vertraglichen Vereinbarungen oder auf gesetzlichen bzw. ta-
rifvertraglichen Kündigungsschutzregelungen. Die Debatte
um die Zweckmäßigkeit des Kündigungsschutzes konzen-
triert sich vor allem auf seine kollektive Ausrichtung, also die
institutionelle Beschäftigungssicherheit.

Grundsätzlich darf Kündigungsschutz nicht gleichgesetzt
werden mit Unkündbarkeit. Arbeitgeber müssen Kündigun-
gen durch sachliche Gründe rechtfertigen und bestimmte Pro-
zeduren (z.B. Kündigungsfristen) einhalten. Willkürliche Ent-
lassungen sollen durch  Kündigungsschutz ausgeschlossen
werden. Kollektive Regelungen können weiter vorsehen, daß
Beschäftigtengruppen unterschiedlich vor Kündigungen ge-
schützt werden. Z. B. ist der Kündigungsschutz abhängig von
der Betriebsgröße sowie der Dauer der Betriebszugehörig-
keit; in der Probezeit entfällt der Kündigungsschutz, wohin-
gegen Beamte einen sehr weitgehenden Kündigungsschutz
genießen.

An der ökonomischen Analyse des Kündigungsschutzes macht
sich die klassische Kontroverse zwischen ökonomischer Ef-
fizienz und sozialer Gerechtigkeit fest. Der Kündigungs-
schutz ließe sich ökonomisch begründen, wenn nur durch ihn
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bestimmte Unvollkommenheiten des Arbeitsmarktes korri-
giert werden könnten. Unvollkommenheiten des Arbeitsmark-
tes können sich sowohl auf die Verteilungsgerechtigkeit als
auch auf die allokative Effizienz beziehen. Marktversagen
könnte also Gründe für staatliche Interventionen im Bereich
des Kündigungsschutzes liefern. Staatliche Interventionen
laufen aber immer auch Gefahr, Politikversagen hervorzuru-
fen. 

Für staatliche Interventionen im Bereich des Kündigungs-
schutzes sprechen im wesentlichen fünf Argumente. Erstens
sorgt der Kündigungsschutz für eine Internalisierung der so-
zialen Folgen von Entlassungen in betriebliche Entschei-
dungsprozesse. Ansatzpunkt dieser Überlegung ist, daß un-
terschiedliche Ausgangspositionen der Arbeitsmarktakteure
eine ökonomische Rechtfertigung für Beschränkungen der
Vertragsfreiheit liefern. Bei einem Vergleich der Ausgangssi-
tuation (z.B. Vorhandensein alternativer Optionen; Ressour-
cenausstattung) der Arbeitsmarktakteure ist zu konstatieren,
daß die Anbieter von Arbeitsleistungen im Vergleich zu den
Unternehmen in der Regel wesentlich weitreichenderen Be-
schänkungen unterliegen. Beschränkungen der Vertragsfrei-
heit (z.B. in Form des Kündigungsschutzes) würden somit
„faire Vertragsbedingungen“ überhaupt erst ermöglichen.

Zweitens kommt dem Kündigungsschutz eine wichtige ge-
samtwirtschaftliche Stabilisierungsfunktion zu. Er zielt auf
eine Verringerung der friktionellen und konjunkturellen Ar-
beitslosigkeit: Kündigungsfristen ermöglichen dem Gekün-
digten bereits eine frühe Aufnahme der Arbeitsuche. Such-
bedingte Friktionen werden dadurch minimiert. Kündigungs-
schutz in Verbindung mit dem Instrument der Kurzarbeit kann
in ökonomischen Krisensituationen  antizyklisch wirken, weil
Beschäftigungsschwankungen gedämpft werden.

Drittens ermöglicht der Kündigungsschutz eine Amortisation
der für Beschäftigungsverhältnisse typischen Fixkosten. Sol-
che Beschäftigungsfixkosten umfassen die Kosten der Ver-
fügbarmachung der im Betrieb benötigten Qualifikationen
(Such-, Einstellungs-, Einarbeitungs- und Ausbildungsauf-
wendungen) sowie Kosten der Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen. Da diese Aufwendungen nur mit der Anzahl der
Beschäftigten – nicht aber mit der Zahl der geleisteten Ar-
beitsstunden – variieren, werden sie als Beschäftigungsfix-
kosten bezeichnet. Ihre Besonderheit besteht darin, daß eine
Amortisation der betrieblichen Investitionen in die Arbeits-
kraft an die Kontinuität der Arbeitsverträge gebunden ist,
denn zum Zeitpunkt der Entlassung wären die getätigten und
noch nicht amortisierten Investitionen als verloren anzuse-
hen. Es sei denn, die jederzeitige Verfügbarkeit der freige-
setzten Arbeitskräfte für eine evtl. Neueinstellung wäre gesi-
chert (z.B. bei sog. „Recalls“, die bei Saisonarbeitnehmern
häufig vorkommen).

Viertens wird als Vorteil des institutionellen Kündigungs-
schutzes gegenüber einzelvertraglichen Vereinbarungen auch
häufig genannt, daß durch die Standardisierung erhebliche
Transaktionskosten (insbesondere der individuellen Aus-
handlung) eingespart werden. Dies setzt aber voraus, daß
standardisierte Regelungen das gewünschte Maß an Rechts-
sicherheit bringen. Kompliziertheit und Intransparenz recht-
licher Regelungen dürfen nicht dazu führen, daß notwendige
Personalentscheidungen ausbleiben oder unnötig verzögert
werden.

Fünftens beschränkt zwar der Kündigungsschutz die „nume-
rische“ Flexibilität (also die Möglichkeiten der quantitativen
Anpassung des Personals), schafft aber durch einen „Schat-

ten der Zukunft“ den Rahmen dafür, daß Arbeitskräfte „funk-
tional flexibel“  auf neue Herausforderungen reagieren. Be-
schäftigungssicherheit fördert insofern die Identifikation der
Belegschaft mit den Betriebszielen, fördert die Weitergabe
von Kenntnissen und Fähigkeiten, erhöht die Leistungsbe-
reitschaft, erleichtert die betriebsinterne Mobilität und ver-
bessert – wegen des geringeren Entlassungsrisikos – die Ak-
zeptanz technologischen Fortschritts. 

Es gibt also gute ökonomische und sozialpolitische Gründe
für wirksame Kündigungsschutzregelungen. Demgegenüber
stehen drei (Gegen-)argumente, warum staatliche Interven-
tionen ihre intendierte Wirkung verfehlen können (vgl. hier-
zu u.a. OECD 1994). Zum einen können Regelungen des
Kündigungsschutzes für eine Erhöhung der Arbeitskosten
sorgen und sich negativ auf die Einstellungsbereitschaft aus-
wirken. Die Unternehmen antizipieren Kündigungsschutzko-
sten, was zu einer Erhöhung des Preises für den Faktor Arbeit
beiträgt. Insofern könnte eine geringere Arbeitsnachfrage als
ökonomischer Preis des Kündigungsschutzes angesehen wer-
den. Die mit dem Kündigungsschutz verbundenen erhöhten
Kosten der Beschäftigung würden dabei insbesondere für eine
Beeinträchtigung der Beschäftigungschancen für gering qua-
lifizierte und wettbewerbsschwache Arbeitnehmer sorgen
(z.B. Schwerbehinderte, Frauen oder Jugendliche). Empi-
risch müßte man also zeigen können, ob durch weniger Kün-
digungsschutz (z.B. durch einen stärkeren Einsatz befristeter
Arbeitsverhältnisse oder durch den Ausschluß des Kündi-
gungsschutzes in Kleinbetrieben) tatsächlich mehr Beschäf-
tigung zu erreichen wäre (siehe hierzu insbesondere die Aus-
führungen am Ende des nächsten Abschnitts, wo die Arbeits-
marktkonsequenzen einer stärkeren Befristungspraxis darge-
legt werden).

Ferner könnte der Kündigungsschutz seine intendierte Wir-
kung verfehlen, weil die für die Beteiligten durchaus effi-
ziente Regelung negative externe Effekte für Dritte zur Fol-
ge haben kann. Hohe Beschäftigungsstabilität und geringe
Fluktuation bei allgemeiner Unterbeschäftigung erschwert
Arbeitslosen die Arbeitsmarktintegration. Ein hoher Schutz-
anspruch nach der Einstellung kann bei bestimmten Arbeit-
nehmergruppen (z.B. bei Personen, die – wie Schwerbehin-
derte in Deutschland – unter einen speziellen Kündigungs-
schutz fallen) zu einer Erhöhung des Verbleibsrisikos in Ar-
beitslosigkeit beitragen. Soll nicht der sozialpolitisch durch-
aus erwünschte besondere Schutz bestimmter in Beschäfti-
gung stehender Personengruppen aufgegeben werden, ist
nach Möglichkeiten Ausschau zu halten, wie die höheren Ein-
stellungskosten für Arbeitslose (aus der besonders geschütz-
ten Personengruppe) verringert werden können, z. B. durch
erleichterte Befristungsmöglichkeiten oder auch gezielte
Lohnkostenzuschüsse.

Schließlich könnte der Kündigungsschutz drittens seine Ziel-
setzung dann nicht erreichen, wenn es Umgehungsmöglich-
keiten gäbe. Ein weitreichender Kündigungsschutz könnte
den Unternehmen Anreiz geben, vor allem solche Beschäfti-
gungsformen zu wählen, bei denen Kündigungsschutz nicht
oder nur in geringem Umfang gegeben ist (z.B. bei Befri-
stungen, Einsatz der Leiharbeit oder von Werkverträgen an
Selbständige). Diese sog. „atypischen Beschäftigungsformen“
sind Gegenstand des nächsten Abschnittes.

6 Atypische Beschäftigungsformen: Brücke oder Stigma?

Die Existenz atypischer Beschäftigungsformen (als eine mög-
liche Form der Umgehung des Kündigungsschutzes) löst
noch immer heftige Kontroversen aus (vgl. zum nachfolgen-
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den: Walwei 1995). Das teilweise beträchtliche Ausmaß von
Erwerbsformen, die vom sog. „Normalarbeitsverhältnis“ ab-
weichen, hat der Debatte weitere Nahrung gegeben. Je nach
Blickwinkel werden Hoffnungen oder Befürchtungen artiku-
liert, wenn empirische Befunde belegen, daß mehr und mehr
Frauen in mehr oder weniger sozial abgesicherten Teilzeitbe-
schäftigungsverhältnissen arbeiten, daß viele Neueinstellun-
gen befristet erfolgen oder daß von Betrieben Beschäfti-
gungsrisiken durch den Einsatz von Leiharbeitnehmern oder
Werkverträgen an (Schein-)Selbständige immer häufiger aus-
gelagert werden.

Frühere Diskussionen waren überwiegend noch durch einsei-
tige Argumentationen gekennzeichnet. Den betrieblichen
Vorteilen eines durch Deregulierung möglichen stärkeren
Einsatzes atypischer Beschäftigungsformen wurden in der
Debatte Nachteile auf der Arbeitnehmerseite gegenüberge-
stellt. Die eine Seite argumentierte, daß mangelnde Flexibi-
lität und die dadurch noch höheren Kosten des Personalein-
satzes sich negativ auf die Einstellungsbereitschaft der Un-
ternehmen auswirken würden. Dem wurde von anderer Seite
entgegen gehalten, daß der Preis für mehr Flexibilität von der
Arbeitnehmerseite zu zahlen sei, weil sich dadurch Einkom-
mens- und Arbeitsbedingungen sowie sozialer Schutz im
Rahmen atypischer Beschäftigungsformen verschlechtern
könnten.

Berücksichtigt man die sich weltweit vollziehenden Verän-
derungen der Erwerbsarbeit, erscheint die so geführte Kon-
troverse als zu wenig differenziert. Die betriebliche Realität
ist nach wie vor nicht durch ein permanentes „Heuern“ und
„Feuern“ gekennzeichnet. Weil – wie bereits schon oben er-
wähnt – auch die Stabilität der Beschäftigungsbeziehung als
ein nicht zu unterschätzender Produktivfaktor einzustufen ist,
liegt es nahe, daß den einzelbetrieblichen Entscheidungen
über den Einsatz bestimmter atypischer Erwerbsformen eine
sorgfältige Güterabwägung vorausgeht. Betriebe setzen die
unterschiedlichen Formen atypischer Erwerbsarbeit als Er-
gänzung zu ihren Stammkräften ein, um durch eine höhere
Personalflexibilität Anpassungskosten (z.B. bei Schwankun-
gen der Produktion oder der Nachfrage) einzusparen. Alter-
nativ oder ergänzend dazu spielt insbesondere bei temporären
Erwerbsformen (Leiharbeit, befristete Beschäftigung) auch
das Motiv der unverbindlichen Erprobung und damit besse-
ren Personalauswahl eine wichtige Rolle. 

Auch die Interessen der Arbeitnehmerseite sind alles andere
als homogen und nicht von vornherein auf einen bestimmten
Beschäftigungstyp festgelegt. Im Zuge des allgemeinen Wer-
tewandels gibt es immer häufiger arbeitnehmerseitige Moti-
ve, die ein nicht unbeträchtliches Arbeitsangebot im Bereich
atypischer Erwerbsformen vermuten lassen. Insofern gilt in-
zwischen auch für die Arbeitnehmer in ihrer Gesamtheit, daß
eine pauschale Zurückdrängung atypischer Beschäftigungs-
formen wohl kaum mehr eine optimale Situation darstellen
dürfte. Aus der Perspektive von Arbeitnehmern ist allerdings
zu unterscheiden zwischen atypischer Erwerbsarbeit als
Haupt- oder Nebenerwerb. Als Haupterwerbstätigkeit er-
scheint atypische Beschäftigung nur interessant, wenn sie als
Karrieresprungbrett bzw. Weg aus der (Langzeit-)Arbeitslo-
sigkeit fungieren kann. Darüberhinaus kommen die vielfälti-
gen Typen der atypischen Erwerbsarbeit in erster Linie für
Personen in Betracht, deren Interesse auf eine diskontinuier-
liche bzw. weniger umfangreiche (Neben-)Erwerbstätigkeit
gerichtet ist.

Da für beide Marktseiten atypische Beschäftigung in der Re-
gel nicht die erste Wahl darstellen dürfte, ist sowohl Interes-

senkongruenz als auch Interessendivergenz zwischen den Be-
teiligten denkbar. Inwieweit bei Interessendivergenzen atypi-
sche Erwerbsformen letztendlich zustandekommen, hängt
dann im wesentlichen von der Verhandlungsmacht und Kon-
zessionsbereitschaft der Vertragsparteien ab. Somit ist und
bleibt die Beurteilung atypischer Erwerbsformen ambivalent.
Atypische Beschäftigung kann, muß aber nicht prekären Cha-
rakter haben. Generelle Verbote wären insofern ökonomisch
nicht zu rechtfertigen.

Deshalb kommt vor allem dem Recht der atypischen Be-
schäftigungsverhältnisse in der heutigen Zeit eine vielschich-
tige Gestaltungsfunktion zu. Erstens sollte der institutionelle
Rahmen das Zustandekommen der erwünschten, freiwilligen
Vereinbarung atypischer Erwerbsformen fördern oder zu-
mindest nicht behindern. Eine wichtige Voraussetzung hier-
für wäre eine möglichst weitgehende tarifvertragliche sowie
arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Gleichstellung der
atypisch Beschäftigten mit den sog. „Normalbeschäftigten“.
Das Prinzip lautet also nicht Ausgrenzung, sondern Integra-
tion. Vor allem bei den zukunftsträchtigen und relativ leicht
in das bestehende Beschäftigungssystem integrierbaren Er-
werbsformen (wie z.B. Teilzeit- oder Leiharbeit) würde der
Abbau der vielfach noch bestehenden Diskriminierung be-
troffener Beschäftigter zur „Normalisierung“ des „Atypi-
schen“ beitragen. Außerdem würde das Zustandekommen
freiwilliger Vereinbarungen auch durch praktikable und da-
mit leicht anwendbare Regelungen (Prinzip der Rechtsklar-
heit) erleichtert. Freiwilligen Vereinbarungen käme auch zu-
gute, wenn gesetzliche Vorschriften – soweit wie möglich und
erforderlich – flexible Spielräume für tarifvertragliche und in-
dividuelle Vereinbarungen (insbesondere im Bereich der Teil-
zeitbeschäftigung) erlauben würden. Zweitens besteht eine
andere wichtige Aufgabe des sozialen Schutzrechts darin,
grundsätzlich Vereinbarungen, die zum Teil auf unfreiwilli-
ger Basis (mangels passender Alternativen) zustandekom-
men, möglichst zu vermeiden bzw. auf sinnvolle Ausnahmen
zu beschränken.

Drittens ist auch eine geregelte Nutzung atypischer Beschäf-
tigungsformen für die Reintegration schwer vermittelbarer
Personengruppen, insbesondere Langzeitarbeitsloser, vor-
stellbar. Um den Kontakt der längerfristig Arbeitslosen zum
ersten Arbeitsmarkt nicht völlig abreißen zu lassen bzw. wie-
der zustandezubringen, bieten sich vielfältige Varianten unter
Einbeziehung atypischer Beschäftigungsformen an. Zunächst
einmal ist auf das sog. „Start-Modell“ hinzuweisen, bei dem
nach dem niederländischen Vorbild mit Hilfe der gemeinnüt-
zigen Arbeitnehmerüberlassung schwer vermittelbare Perso-
nengruppen ausgeliehen und damit von den Entleihbetrieben
„ausprobiert“ werden können. Darüberhinaus ist es gerade im
Hinblick auf das Entstehen von Teilzeitarbeitsverhältnissen
mit vormals Arbeitslosen überlegenswert, die Zuverdienst-
möglichkeiten für Empfänger von Sozialleistungen zu ver-
bessern und damit deren Abhängigkeit von solchen Leistun-
gen zu verringern. Schließlich sind auch konkrete Hilfen zur
Selbständigkeit (z.B. in Form von Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen) ein möglicher Weg aus der Arbeitslosigkeit.
Jedoch sollte das Potential an Arbeitslosen für eine derartige
Förderung nicht überschätzt werden. Die vorliegenden Stu-
dien zeigen, daß nur ein sehr kleiner Teil der Arbeitslosen
dafür in Betracht kommt.

Anders als beim zunehmend schwieriger gewordenen Sprung
von der Langzeitarbeitslosigkeit in das Normalarbeitsver-
hältnis würden bei den genannten Vorschlägen die Hürden ei-
ner dauerhaften Reintegration in den Arbeitsmarkt schritt-
weise verringert. Wie ist das weitere Vordringen der für das
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Funktionieren moderner Arbeitsmärkte wohl notwendigen
atypischen Erwerbsformen beschäftigungspolitisch zu beur-
teilen3? Bei der Analyse der möglichen Beschäftigungseffek-
te einer stärkeren Inanspruchnahme befristeter Beschäftigung
und von Leiharbeit zeichnen sich keine spektakulären Ergeb-
nisse ab. Zwar würde ein stärkerer Einsatz der befristeten Be-
schäftigung der zurückhaltenderen, betrieblichen Einstel-
lungspraxis in wirtschaftlichen Aufschwungphasen teilweise
entgegenwirken. Umgekehrt würde aber auch Personalabbau
(d.h. durch Auslaufen temporärer Beschäftigungsverhältnis-
se) im wirtschaftlichen Abschwung erleichtert. Im Ergebnis
würde dies also kaum zu einer durchschnittlich wesentlich
höheren Beschäftigung im Zeitablauf führen. Lediglich die
Arbeitskräftefluktuation dürfte ansteigen, was aber immerhin
die Integrationschancen von Outsidern, also Arbeitslosen und
sonstigen Nicht-Erwerbstätigen, verbessern könnte. Dagegen
dürfte Leiharbeit bzw. deren Ausbreitung gesamtwirtschaft-
lich zu einem Beschäftigungsrückgang führen. Das insgesamt
von allen Betrieben vorzuhaltende Personal für Spitzenbela-
stungen läßt sich gepoolt deutlich verringern. Nur so ist die
Existenz dieser Beschäftigungsvariante überhaupt ökono-
misch zu erklären.

7 Flexibilität der Beschäftigungssysteme um jeden Preis?

Grundsätzlich ist die Flexibilität der Beschäftigungssysteme
notwendige Voraussetzung dafür, daß sich Unternehmen und
Arbeitskräfte an veränderte unternehmensinterne und -exter-
ne Herausforderungen anpassen können, damit bestehende
Arbeitsverhältnisse neu gestaltet oder aufgelöst sowie neue
begründet werden können. Es konnte gezeigt werden, daß
Flexibilität  in unterschiedlichen Formen an verschiedenen
Elementen des Arbeitsverhältnisses auftritt und auf die Ver-
tragspartner unterschiedlich verteilbar ist (vgl. hierzu auch:
Brandes u.a. 1991).

Nicht alle Elemente des Arbeitsverhältnisses müssen gleich-
zeitig flexibel sein. Flexibilitätsmöglichkeiten in einem Teil-
bereich oder auf einer Marktseite können bestehende Flexi-
bilitätsdefizite an anderer Stelle ausgleichen. Es gilt auch und
gerade im internationalen Wettbewerb: Je rigider Regelungen
in einem Teilbereich des Arbeitsverhältnisses sind oder aus
sozialpolitischer Sicht sein sollen, desto flexibler müssen An-
passungen in anderen Teilbereichen erfolgen können, um die
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes zu unterstützen. Z.B.
können relativ hohe Kündigungskosten aufgrund gesetzlicher
Vorgaben durch mehr Möglichkeiten der Arbeitszeitflexibili-
sierung (einschl. der Möglichkeiten zur Mehr- und Kurzar-
beit) zumindest teilweise ausgeglichen werden.

Auch dürfen nicht alle Elemente des Arbeitsverhältnisses
gleichzeitig flexibel sein. Flexibilität in Teilbereichen hat
vielmehr Stabilität in anderen Bereichen zur Voraussetzung.
Beispielsweise stabilisiert der Kündigungsschutz die Ar-
beitsbeziehung. Ein im Prinzip kündbares, aber zeitlich un-
befristetes Arbeitsverhältnis wird dadurch zum Regelfall. Der
Kündigungsschutz schafft die Voraussetzungen dafür, daß
Arbeitskräfte „funktional“ flexibel auf neue Herausforderun-
gen reagieren. Auch die Ausbreitung geringfügiger (sozial-
versicherungsfreier) Beschäftigung ist nur möglich und vor-

stellbar als Komplement zu einem stabilen Block sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse.

Es kann also nicht pauschal um maximale Arbeitsmarktflexi-
bilität gehen, sondern um eine wohlbedachte Modernisierung
der den Arbeitsmarkt beeinflussenden Institutionen und Re-
gulierungen (vgl. mit einem ähnlichen Befund: Europäische
Kommission 1996). Bei Reformen des Beschäftigungssy-
stems ist aber immer auch eine Güterabwägung vorzuneh-
men, bei der sorgfältig die ökonomischen und sozialen Fol-
gewirkungen abzuschätzen wären. Beschäftigungspolitisch
vorrangig und gleichermaßen sozialpolitisch akzeptabel er-
scheinen dabei eine größere – seitens der Sozialpartner ak-
zeptierte – Lohnelastizität, eine möglichst geringe Belastung
der Faktors Arbeit mit lohnbezogenen Sozialabgaben, eine
stärkere Verknüpfung von Maßnahmen der Flexibilisierung
und Verkürzung der individuellen Arbeitszeiten sowie eine
Integration atypischer Erwerbsformen in das Beschäfti-
gungssystem als Brücke zum „Normalarbeitsverhältnis“.
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